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Kursiv: Identisch mit Stellungnahme/Abwägung im Rahmen der Beteiligung nach § 3 (1) BauGB bzw. frühere Schreiben
Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag
(A)
(B)

1 1 Person

Schreiben vom 11.07.2024

1.1 Hiermit erhebt die Person nachfolgende Einwände
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
47 "Neugestaltung Zentrum Lachendorf” der Ge-
meinde Lachendorf; Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 des Bau-
gesetzbuches

A 1.1 Zur Kenntnis genommen.
s. folgende Pkte.

B 1.1 ---

1.2 Eine sachgerechte Abwägung setzt voraus, dass
im Raum stehende Hochwassergefahren und ge-
gebenenfalls auch Schutzvorkehrungen im Rah-
men der Zusammenstellung des Abwägungsmate-
rials vollständig ermittelt werden (Abwägungsvor-
gang). Zitiert aus ARGE-BAU (Arbeitsgemeinschaft
der Bauminister/-innen und Senatoren/-innen der
Länder)
„Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher
und technischer Instrumente zum Hochwasser-
schutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung
und bei der Zulassung von Einzelbauvorhaben."
Seite 17
Es ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass eine
Abwägung wegen unvollständigen Abwägungsma-
terials als fehlerhaft erweist, wenn keine näheren
Ermittlungen angestellt werden; in welcher Häufig-
keit mit Überschwemmungen zu rechnen sein wird
und welche Hochwasserstände dabei voraussicht-
lich erreicht werden. (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil
vom 17.0ktober 1990, 45 = BRS 50 Nr. 40)

Eine vollständige Ermittlung des Abwägungsmate-
rials hat durch die Gemeinde nicht stattgefunden.
Zwar hat das Ing.-Büro Weltmann und Knoop
GmbH einen Antrag auf wasserbehördliche Ge-
nehmigung gestellt, dieser berücksichtig aber auf
keiner Weise die durch den Klimawandel

A 1.2 Wie Pkt. A 1.1 zu § 4(1):
Die Fläche des Plangebietes wird aufgeschüttet
und so das Risiko der Überschwemmung be-
grenzt.
Das Gelände wird so weit aufgeschüttet, dass die
Oberkante des Fertigfußbodens der geplanten
neuen Rathausgebäude über dem Stand des HQ
100 liegen wird (in der Vorplanung sind 47,10 m
NHN vorgesehen, Das HQ 100 liegt mit + 46,54 m
NHN deutlich darunter). Retentions-/Abgrabungs-
flächen erfolgen in direkter Nähe am nördlichen
Rand des Geltungsbereiches.
Hinsichtlich des Hochwasserabflusses kommt es
zudem mit dem Neubau des Rathauses zu einer
deutlichen Vergrößerung des Abflussquerschnittes
an der Engstelle im Bereich des ehemaligen Feu-
erwehrgebäudes. In diesem Bereich wird zukünftig
der Bürgersaal entstehen, der allerdings gegen-
über dem Feuerwehrgebäude in Richtung Süden
zurückversetzt geplant ist, so dass die damalige
Engstelle deutlich entschärft und somit auch zu-
künftig stärker als das HQ 100 ausfallende
Starkregenereignisse schadlos abführen kann.
Ähnlich Pkt. A 16 zu § 3(1):
Durch die Planung sind daher keine negativen Be-
einträchtigungen in Hinblick auf den Hochwasser-
schutz zu erwarten.
Eine entsprechende sachgerechte Abwägung hat
stattgefunden. Hochwassergefahren und
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

verursachten Starkregenfälle und die damit ver-
bundenen Überschwemmungsrisiken.

Schutzvorkehrungen wurden berücksichtigt und
aufgeführt (s. u.a. Begründung Kap.10.3 „Auswir-
kungen auf wasserrechtliche Belange“ und Anlage
4 „Antrag auf Erteilung einer wasserbehördlichen
Genehmigung gemäß § 78 WHG zur Errichtung ei-
ner Anlage in Überschwemmungsgebieten, Maßn.:
Aufwertung der Zentralen Ortsmitte Lachendorf“).
Weitere Untersuchungen sind im Rahmen der Auf-
stellung des Bebauungsplanes nicht erforderlich.
auch in Pkt. A 2.6

B 1.2 Keine Änderung der Planung.

1.3 Die unvollständige Berücksichtigung des Klima-
wandels im Antrag betrifft den Retentionsaus-
gleich, hat Auswirkungen auf den Hochwasserab-
fluss, den Rückstau der Lachte und die Anhebung
des Geländes.
Man hat zwar den HQ100 für vorläufig festgesetzte
Überschwemmungsgebiete herangezogen aber
nicht bedacht, dass dieser Wert schon mehrfach
am Lachte Pegel überschritten wurde und unter
Berücksichtigung der Untersuchungen des
NLWKN zu zukünftigen Scheitelabflüssen nds.
Oberirdischer Gewässer für zukünftige Berech-
nung keine Relevanz mehr hat.

A 1.3 s. Pkt. A 1.2

B 1.3 Keine Änderung der Planung.

1.4 „Die Auswertung der möglichen zukünftigen Schei-
telabflüsse (Kenngrößen MHQ, HQ5, HQ20 und
HQ100) zeigt, dass bereits in der nahen Zukunft
(2021 bis 2050) mit einer deutlichen Zunahme für
diese Kenngrößen zu rechnen ist." zitiert aus:
NLWKN (Niedersächsischer Landesbetrieb für
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) in sei-
nem Band 45, Oberirdische Gewässer. Siehe dazu
auch auf Seite 91 und 93 des Bandes 45 Oberirdi-
sche Gewässer NLWKN: wie sich die Scheitelab-
flüsse der Lachte bei einem HQ 20 und bei einem
HQ 100 in naher und ferner Zukunft entwickeln

A 1.4 s. Pkt. A 1.2
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

können. Zum selben Ergebnis kommt der DWA
(Deutsche Vereinigung f ü r Wasserwirtschaft Ab-
wasser und Abfall),

B 1.4 Keine Änderung der Planung.

1.5 Die Zusammenstellung des notwendigen und voll-
ständigen Abwägungsmaterials, weitere sachver-
ständige Untersuchungen, Gutachten oder Be-
standsaufnahmen muss die planende Gemeinde
durchführen lassen. Dieses ist nicht geschehen.
Daher legt die Person gegen den Bebauungsplan
Nr. 47 "Neugestaltung Zentrum Lachendorf" Wider-
spruch ein.

A 1.5 s. Pkt. A 1.2

B 1.5 Keine Änderung der Planung.

1.6 Darüber hinaus erhebt die Person Einspruch ge-
gen den Beschluss für den Neubau des Rathau-
ses, da der damaligen Entscheidung ein Abwä-
gungsfehler zu Grunde [lag].
Am 21.06.2018 hat der Samtgemeinderat der
Samtgemeinde Lachendorf in seiner „öffentli-
chen/nichtöffentlichen Sitzung“ auf Grund der an-
liegenden Beschlussvorlage den Beschluss ge-
fasst, ein[en] Neubau des Rathauses im Über-
schwemmungsgebiet der Lachte auf der Höhe des
Rehrkampes zu realisieren.
Die damalige Beschlussvorlage weist erhebliche
Abwägungsfehler auf:
Insbesondere liegt dem damaligen Beschluss ein
Abwägungsdefizit zu Grunde, da die Gemeinde die
abwägungsrelevanten Belange für den Neubau
des Rathauses im vorläufig festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet unvollständig ermittelt hat.

A 1.6 Wie Pkt. A 1.7 zu § 3(2):
Der Aspekt des Überschwemmungsgebietes
wurde bereits bei dem Beschluss von 2018 be-
dacht und grundsätzlich abgewogen. Eine konkre-
tere Abwägung erfolgt im Rahmen des Bebau-
ungsplan-Verfahrens.

B 1.6 Keine Änderung der Planung.

1.7 In diesem Zusammenhang erhebt sich Fragen:

1. Warum ist beim Rathausanbau im Westen das
Vorliegen einer öffentlichen Verkehrsfläche ein

A 1.7 Gegen einen Anbau in westliche Richtung spre-
chen verschiedene Gründe.
Wie Pkt. A 1.8 zu § 3(1):
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

Anbauhindernis beim Neubau am Rehrkamp
dagegen nicht?

2018 wurde eine Standortanalyse erstellt, die
Grundlage für die Entscheidung des Standortes
war. Hierin wurde auch eine Erweiterung des be-
stehenden Rathauses durch Anbau nach Westen
geprüft.
Da das Grundstück von allen Seiten begrenzt wird,
ist ein Anbau, der ungefähr die doppelte Größe
des Bestandsgebäudes aufweisen müsste, nicht
sinnvoll umsetzbar.
In Richtung Westen war aufgrund der Größe des
Anbaus keine adäquate Anordnung der notwendi-
gen Parkplätze möglich. Das Grundstück Rehr-
kamp 2 (auf der anderen Straßenseite liegendes
Grundstück) konnte zum Zeitpunkt der Entschei-
dung 2018 nicht erworben werden, stand also für
die Ausweisung von Parkplätzen nicht zur Verfü-
gung. Zudem grenzen in Richtung Westen FFH-
und Naturschutzgebiete sowie erhaltenswerte
Bäume an.
Die Einrichtung und Beschickung der Baustelle
muss gewährleistet sein, was Richtung Westen mit
der genannten Parkplatzproblematik nicht möglich
ist.
Zudem ist die Funktionalität eines Anbaus nachtei-
lig, da der Bestandsbau mit seinen funktionalen
Mängeln bestehen bleibt und sich der Grundriss
des Anbaus an den Bestand anlehnen muss.
Am westlichen Giebel sind über alle 4 Etagen
Büro- bzw. im Keller Lagerräume angeordnet.
Diese müssten für die Schaffung eines Flures wei-
chen. Als Ersatz wären deshalb während der Bau-
phase weitere Büroräume außerhalb des Rathau-
ses zu schaffen bzw. anzumieten. Da ein Anbau
Richtung Westen einen Eingriff in die vorhandene
Bestandsstruktur und somit eine besonders inten-
sive Lärm- und Baustellenbelastung aller Mitarbei-
tenden über einen längeren Zeitraum mit sich
bringt, ist diese Variante nicht sinnvoll. Eine opti-
male, den gültigen Arbeitsstättenrichtlinien
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

entsprechende und modernen Ansätzen folgende
Gestaltung von Büroräumen kann durch einen An-
bau in westliche Richtung nicht gewährleistet wer-
den.

B 1.7 Keine Änderung der Planung.

1.8 2. Warum ist beim Anbau im Westen des alten
Rathauses der Eingriff in eine kleine ge-
schützte Fläche ein Hinderungsgrund, beim
Neubau, mit gravierenderen Eingriffen in ge-
schützte Flächen (Überschwemmungsgebiet u
n d FFH-Gebiet) dagegen kein Hinderungs-
grund?

A 1.8 Durch die Planung erfolgt kein Eingriff in das FFH-
Gebiet. Auch das vorläufig gesicherte Über-
schwemmungsgebiet wird nicht beeinträchtigt. Ein
Anbau in die westliche Richtung ist nicht sinnvoll
(s. Pkt. A 1.7).

B 1.8 Keine Änderung der Planung.

1.9 Demzufolge wurde das Gebot ordnungsgemäßer
Abwägung verletzt. Die Ermittlung und Einstellung
des Abwägungsmaterials kann insoweit als unvoll-
ständig angesehen werden. Gemäß § 2 Absatz 3
BauGB ist die Gemeinde verpflichtet die vollstän-
dige Ermittlung abwägungserheblichen Materials
vorzunehmen.“

A 1.9 s. Pkte. A 1.2 – A 1.8

B 1.9 Keine Änderung der Planung.

1.10 Darüber hinaus liegt eine Abwägungsfehleinschät-
zung vor. Die Fehleinschätzung liegt darin begrün-
det, dass es zu einer falschen Gewichtung einzel-
ner abwägungserheblicher Belange kam.
So wurden der Eingriffe in das Naturschutzgebiet
und die FFH-Fläche bei einem Anbau sehr hoch
gewichtet, obwohl eine große Chance auf eine Be-
freiung vom Bebauungsverbot bestanden hätte.
Auf der anderen Seite wurden die Probleme mit
dem Hochwasserschutz im vorläufig festgesetzten
Überschwemmungsgebiet beim Neubau keinerlei
Bedeutung beigemessen.

A 1.10 Der Beurteilung wird widersprochen.
2018 wurde eine Standortanalyse erstellt, die
Grundlage für die Entscheidung des Standortes
war. Hierin wurden verschiedene Kriterien zu-
grunde gelegt und untereinander abgewogen. Das
Überschwemmungsgebiet war hierbei auch ein be-
werteter Aspekt (s. Kap. 4. „Mögliche Standorte“,
Bewertung unter f). und Kap. 5 „Ergebnis“).

B 1.10 Keine Änderung der Planung.

1.11 A 1.11
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

Abwägungsanforderungen der Abwägungsbereit-
schaft:
Außerdem gilt das Gebot der Abwägungsbereit-
schaft. Dieses besagt, dass die Gemeinde offen
sein muss für sämtliche möglichen Planungsvari-
anten. Die Gemeinde sollte nicht von Anfang an
auf eine bestimmte Planung festgelegt sein. Die
Gemeinde hätte also auch weiterhin prüfen müs-
sen, ob es eine Befreiung vom Bebauungsverbot
im Naturschutzgebiet für den Anbau im Westen
des Rathauses in Betracht kommen könnte.

2018 wurde eine Standortanalyse erstellt, die
Grundlage für die Entscheidung des Standortes
war. Hierin wurde auch eine Erweiterung des be-
stehenden Rathauses durch Anbau nach Westen
geprüft.
Da das Grundstück von allen Seiten begrenzt wird,
ist ein Anbau, der ungefähr die doppelte Größe
des Bestandsgebäudes aufweisen müsste, nicht
sinnvoll umsetzbar. In Richtung Westen war auf-
grund der Größe des Anbaus keine adäquate An-
ordnung der notwendigen Parkplätze möglich. Das
Grundstück Rehrkamp 2 (auf der anderen Stra-
ßenseite liegen des Grundstück) konnte zum Zeit-
punkt der Entscheidung 2018 nicht erworben wer-
den, stand also für die Ausweisung von Parkplät-
zen nicht zur Verfügung. Zudem grenzen in Rich-
tung Westen FFH-und Naturschutzgebiete sowie
erhaltenswerte Bäume an. Die Einrichtung und Be-
schickung der Baustelle muss gewährleistet sein,
was Richtung Westen mit der genannten Park-
platzproblematik nicht möglich ist. Zudem ist die
Funktionalität eines Anbaus nachteilig, da der Be-
standsbau mit seinen funktionalen Mängeln beste-
hen bleibt und sich der Grundriss des Anbaus an
den Bestand anlehnen muss. Am westlichen Gie-
bel sind über alle 4 Etagen Büro- bzw. im Keller
Lagerräume angeordnet. Diese müssten für die
Schaffung eines Flures weichen. Als Ersatz wären
deshalb während der Bauphase weitere Büro-
räume außerhalb des Rathauses zu schaffen bzw.
anzumieten. Da ein Anbau Richtung Westen einen
Eingriff in die vorhandene Bestandsstruktur und
somit eine besonders intensive Lärm- und Baustel-
lenbelastung aller Mitarbeitenden über einen län-
geren Zeitraum mit sich bringt, ist diese Variante
nicht sinnvoll. Eine optimale, den gültigen Arbeits-
stättenrichtlinien entsprechende und modernen
Ansätzen folgende Gestaltung von Büroräumen
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

kann durch einen Anbau in westliche Richtung
nicht gewährleistet werden.

B 1.11 Keine Änderung der Planung.

2 1 Person (Jürgen Altmann)

Schreiben vom 12.07.2024

2.1 Zu den im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung
zum o.g. Bebauungsplan in derzeit vom 12.06. bis
12.07.2024 einsehbaren Unterlagen/Auswertungen
folgende Anmerkungen bzw. Einwendungen:

A 2.1 s. folgende Pkte.

B 2.1 ---

2.2 Stellungnahmen gern. § 3 Abs. 1 BauGB:

1. Unter Pkt. A 1.8 (und A 2.13) wird auf eine
Standortanalyse verwiesen, aus der sich ergeben
soll, dass weder ein Ausbau des Bestandsgebäu-
des noch ein anderer als der jetzt vorgesehene
Standort für einen Neubau infrage kommen.
Aus der Beschlussvorlage 0134/18/SGRAT aus
dem Jahr 2018 ist nicht ersichtlich, dass Alternativ-
standorte gründlich geprüft und die Öffentlichkeit
ausreichend beteiligt wurden. Die besagte Stand-
ortanalyse wurde offenbar lediglich in Form einer
Übersicht und dann auch nur im nichtöffentlichen
Samtgemeindeausschuss vorgestellt. Angesichts
des für die SG Lachendorf erheblichen Investiti-
onsvolumens eines Neubaus wäre eine weiterge-
hende Öffentlichkeitsbeteiligung bereits im Jahr
2018 notwendig gewesen.

A 2.2

Tatsächlich wurde die Standortanalyse in Form ei-
ner Präsentation im Samtgemeindeausschuss vor-
gestellt und über den Standort/ Standortalternati-
ven beraten.
Zudem hat der Samtgemeinderat hat in einer öf-
fentlichen Sitzung am 21.06.2018 öffentlich über
den Bau und den Standort des Rathauses beraten
und diese beschlossen. Bürger/innen konnten sich
über die Inhalte der Sitzung informieren und an der
Sitzung teilnehmen.

B 2.2 Keine Änderung der Planung.

2.3 Die Hauptsatzungen der Gemeinde Lachendorf
und der SG Lachendorf schreiben vor, dass die
Bürger/Einwohner mindestens 1x im Jahr über
wichtige Angelegenheiten zu informieren sind. Es
ist nicht ersichtlich, dass eine solche Bürger-/Ein-
wohnerversammlung zum Thema Rathaus-Stand-
ort/Neubau/Kosten etc. bis heute jemals stattge-
funden hat. Eine satzungsgemäß vorgeschriebene

A 2.3 Eine jährliche Information der Bürger/innen hat
nicht stattgefunden. Allerdings finden die Ratssit-
zungen und der baubegleitende Ausschuss „Rat-
hausneubau“ öffentlich statt und können von Bür-
ger/innen besucht werden. Die Tagesordnungs-
punkte und Beschlussvorlagen werden ebenfalls
veröffentlicht, so dass sich Bürger/innen umfas-
send informieren und beteiligen können.
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

Information ist zum Thema Rathausneubau zeitnah
nachzuholen.

B 2.3 Keine Änderung der Planung.

2.4 2. In Pkt. A 2.4 werden die Einschränkungen des §
13 a Abs. 1 BauGB mit dem Hinweis auf ein plane-
risches Gesamtkonzept und dem Fehlen von
rechtskräftigen Bebauungsplänen im Bereich des
„Ollen Drallen Hoff“ (ODH) wegargumentiert. Das
Vorliegen eines Gesamtkonzepts ist für die Anwen-
dung des § 13 a BauGB allerdings unerheblich.

Gemäß § 1 a Abs. 2 BauGB sollen u.a. Bodenver-
siegelungen auf das notwendige Maß beschränkt
werden. Dementsprechend kommt es für die An-
wendung des § 13 a Abs 1 Nr. 1 u. 2 BauGB auch
nicht darauf an, ob formelle Bebauungspläne auf-
gestellt wurden. Maßgebend für die 20.000 m2
Grenze ist viel mehr die Summe aller Grundflächen
mehrerer Baugebiete, ob nun mit oder ohne Be-
bauungsplan. Folglich ist die Bebauung im be-
nachbarten Bereich des ODH für die Anwendung
des § 13 a Abs 1 BauGB mit einzubeziehen. Ob
eine Durchführung im beschleunigten Verfahren
vorliegend zulässig ist, erscheint zweifelhaft und
bedarf einer weiteren Prüfung (LK Celle /Bauauf-
sicht).

A 2.4 ---

Gem.§ 13a Abs. 1 BauGB kann ein Bebauungs-
plan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wer-
den, wenn u. a. „eine Größe der Grundfläche fest-
gesetzt wird von insgesamt 1. weniger als 20.000
qm, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungs-
pläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen
oder zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
mitzurechnen sind.“
Hierbei sind nur die in § 13a BauGB genannten
Bebauungspläne zu berücksichtigen, nicht aber
Siedlungsräume im Allgemeinen.

B 2.4 Keine Änderung der Planung.

2.5 3. Unter Pkt. A 2.16 (und A 2.19) wird ausgeführt,
dass es keine aktuelle Kostenberechnung gibt,
über ein ÖPP-Projekt noch nicht entschieden sei
und Finanzierungsfragen die Aufstellung des Be-
bauungsplanes nicht berühren. Formal ist letzteres
zwar sicherlich richtig, tatsächlich stellt die Ge-
meinde Lachendorf aber nicht nur den Bebauungs-
plan auf, sondern ist in Personalunion auch Bau-
herr. Als solcher sollte man einen guten Überblick
haben, was es im schlimmsten Fall („worst case

A 2.5 Zu Pkt. 2.16 der frühzeitigen Beteiligung gem. §
3(1) BauGB wurde abgewogen:
„Eine aktuelle Kostenberechnung gibt es nicht.
Hier sind letztendlich die Ausschreibungsergeb-
nisse relevant. Der Rat hat noch nicht abschlie-
ßend entschieden, ob das Projekt im Rahmen ei-
nes ÖPP-Projektes umgesetzt wird.
Die Finanzierung des Projektes ist nicht Bestand-
teil des Bebauungsplanes und hierfür nicht rele-
vant.“



Gemeinde/OT Lachendorf, B-Plan Nr. 47 „Neugestaltung Zentrum Lachendorf“ Planstand: 11.04.2024
Auswertung d. Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 3 (2) BauGB vom 12.06. – 12.07.2024 Stand Abwägung: 13.12.2024 | ST

infraplan GmbH 3(2)-Abwägung_BP47-Neugestaltg.Zentrum.Lachendorf_13.12.24 9

Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

scenario“) kosten könnte und, ob man sich dies
leisten kann. Da die Zeche letztendlich von den
Bürgerinnen und Bürgern zu zahlen ist, besteht
auch insoweit ein erhebliches öffentliches Informa-
tionsbedürfnis und zwar vor dem Schaffen von
Fakten (vgl. Hinweis unter Ziffer 1 zum Thema Bür-
ger-/Einwohnerversammlung).

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um einen
sog. Angebotsplan. Wann und wie ein Vorhaben
umgesetzt wird, ist nicht Bestandteil der Planung.
Die prognostizierten Kosten des Rathauses sind
Bestandteil der Haushaltsplanung der Samtge-
meinde. Diese werden öffentlich beraten. Die Un-
terlagen sind öffentlich einsehbar.

B 2.5 Keine Änderung der Planung.

2.6 Stellungnahmen gern. § 4 Abs. 1 BauGB:

4. Die Problematik der Lage des Grundstücks im
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet
und in einem Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten wird in zahlreichen Stel-
lungnahmen angesprochen. Besonders deutlich
wird die Brisanz der Risken in den Anmerkungen
unter Pkt. 1.29. Wenn die zuständige Fachbehörde
des LK Celle bereits auf eine mögliche Risikover-
meidung durch Wahl eines alternativen Standorts
hinweist und Hochwasserereignisse jenseits HQ
100 für möglich hält, so stellt sich die Frage, ob ein
Festhalten an Planungen aus dem Jahr 2018 nicht
grob fahrlässig wäre.
Unter anderem das Ahrtal-Hochwasser in 2021
und auch das erst wenige Monate zurückliegende
Hochwasser im Kreis Celle haben zu einem gene-
rellen Umdenken in Sachen Klima-/Hochwasser-
schutz geführt. Neue Bestimmungen (z.B. Klima-
anpassungsgesetz) wurden erlassen bzw. sind in
Vorbereitung, um zukünftigen extremen Ereignis-
sen vorzubeugen. Auf Bundes- u. Landesebene
wird aktuell auch über eine Anpassung der Bemes-
sungsdaten für Hochwasserereignisse diskutiert.
Ein Festhalten an einen wenig geeigneten Stand-
ort und eine bewusste Inkaufnahme von vorher-
sehbaren Risiken würden im Falle eines Scha-
denseintritts überdies Haftungs- und Regressfra-
gen aufwerfen.

A 2.6

Der Landkreis Celle hat zwar auf Risiken hingewie-
sen, aber zum Entwurf des Bebauungsplanes m
Verfahren gem. § 4 (2) BauGB keine rechtlichen
Bedenken geäußert (s. Pkt. 1.1 der Abwägungsta-
belle im Rahmen von § 4(2) BauGB).

Wie Pkt. A 1.2 zu § 3(2) und A 1.1 zu § 4(1):
Die Fläche des Plangebietes wird aufgeschüttet
und so das Risiko der Überschwemmung be-
grenzt.
Das Gelände wird so weit aufgeschüttet, dass die
Oberkante des Fertigfußbodens der geplanten
neuen Rathausgebäude über dem Stand des HQ
100 liegen wird (in der Vorplanung sind 47,10 m
NHN vorgesehen, Das HQ 100 liegt mit + 46,54 m
NHN deutlich darunter). Retentions-/Abgrabungs-
flächen erfolgen in direkter Nähe am nördlichen
Rand des Geltungsbereiches.
Hinsichtlich des Hochwasserabflusses kommt es
zudem mit dem Neubau des Rathauses zu einer
deutlichen Vergrößerung des Abflussquerschnittes
an der Engstelle im Bereich des ehemaligen Feu-
erwehrgebäudes. In diesem Bereich wird zukünftig
der Bürgersaal entstehen, der allerdings gegen-
über dem Feuerwehrgebäude in Richtung Süden
zurückversetzt geplant ist, so dass die damalige
Engstelle deutlich entschärft und somit auch
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

zukünftig stärker als das HQ 100 ausfallende
Starkregenereignisse schadlos abführen kann.
Ähnlich Pkt. A 16 zu § 3(1):
Durch die Planung sind daher keine negativen Be-
einträchtigungen in Hinblick auf den Hochwasser-
schutz zu erwarten.
Eine entsprechende sachgerechte Abwägung hat
stattgefunden. Hochwassergefahren und Schutz-
vorkehrungen wurden berücksichtigt und aufge-
führt (s. u.a. Begründung Kap.10.3 „Auswirkungen
auf wasserrechtliche Belange“ und Anlage 4 „An-
trag auf Erteilung einer wasserbehördlichen Ge-
nehmigung gemäß § 78 WHG zur Errichtung einer
Anlage in Überschwemmungsgebieten, Maßn.:
Aufwertung der Zentralen Ortsmitte Lachendorf“).
Aus Pkt. A 1.10 zu § 4(2):
Ergänzend wurde inzwischen ein „Hydraulisches
Gutachten zur Neugestaltung Zentrum Lachendorf“
erstellt (Ingenieurgesellschaft Heidt + Peters mbH,
Dez. 2024). Zur Ermittlung der Auswirkungen der
Planung wurden hydraulische Berechnungen der
Lachte für einen einhundertjährlichen Hochwasser-
abfluss HQ100 durchgeführt. Das Gutachten wird
der Begründung als Anlage beigefügt und die Er-
gebnisse in Kap. 10.3 „Auswirkungen auf wasser-
rechtliche Belange“ ergänzt.
Weitere Untersuchungen sind im Rahmen der Auf-
stellung des Bebauungsplanes nicht erforderlich.

Es kann nicht nachvollzogen werden, warum das
Vorhaben Haftungs- oder Regressfragen aufwer-
fen sollte.

B 2.6 Ergänzung Begründung.

2.7 Antrag auf wasserbehördliche Genehmigung gern
§ 78 WHG

5. In verschiedenen Anmerkungen (u.a. A 30.1 bis
A 30.7 gem. § 4 Abs. 1 BauGB) wird auf

A 2.7

---
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

Ausführungen des lokalen Ing. Büros Weltmann +
Knoop GmbH (W+K) verwiesen. Ferner wurde die-
ses Büro mit der Einholung einer Ausnahmege-
nehmigung zum Bau in Überschwemmungsgebie-
ten gern. § 78 WHG beauftragt. Wenn W+K unter
Pkt. 1.2 des Antrags von einer „alternativlosen
Durchführung“ spricht und in der Zusammenfas-
sung ausführt, dass „keine negativen Auswirkun-
gen im Falle eines HQ 100 oder darüber hinaus zu
erwarten“ sind, so passt in keiner Weise zu den
Bedenken der Fachabteilung des LK Celle unter
Pkt. 1 .29 oder den Anmerkungen des Unterhal-
tungsverbands Lachte.

In einem Bauleitplanverfahren haben nicht alle
Stellen die gleiche Meinung. Daher hat eine Abwä-
gung der Interessen stattzufinden. Diese ist erfolgt.
Die Bedenken der Fachabteilung des LK Celle und
die Anmerkungen des Unterhaltungsverbandes
Lachte sind in die Abwägung eingeflossen.

B 2.7 Keine Änderung der Planung.

2.8 Fazit:
Die Abwägungs-/Beschlussvorschläge der Ge-
meinde Lachendorf erwecken den Eindruck, dass
unter allen Umständen an einer alten im Jahr 2018
gefassten Entscheidung/Planung festgehalten wer-
den soll, obwohl verschiedene Planungsparameter
inzwischen überholt sind.
Unmittelbare sowie mittelbare Schäden durch
Bauen in Überschwemmungs-/Risikogebieten sind
nach jüngsten Erkenntnissen überwiegend wahr-
scheinlich. Wenn diesbezügliche Hinweise/War-
nungen von verschiedensten Seiten außer Acht
gelassen werden, so wäre dies mehr als fahrlässig.
Noch ist es nicht zu spät, um über Alternativen
nachzudenken und potenziellen Risiken vorzubeu-
gen.

A 2.8
Es wurden Alternativstandorte geprüft und alle Be-
lange untereinander abgewogen.

Mit Schäden durch Überschwemmung ist nicht zu
rechnen. Vorsorgemaßnahmen werden getroffen
werden.
s. hierzu auch Pkt. A 2.6

B 2.8 Keine Änderung der Planung.

4 1 Person (Egbert Ehm)

Schreiben vom 11.07.2024

4.1 Hiermit erhebt die Person nachfolgende Einwände
zu den Punkten 1.28 und 1.29 des Landkreises
Celle:

A 4.1 s. folgende Pkte.

B 4.1 ---
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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag
Beschlussvorschlag

(A)
(B)

4.2 Zu Punkt 1.28:
Es wird ausgesagt, „dass für ein HQ100 für diesen
Bereich 46,54 m ü. NN ermittelt wurden“.

A 4.2 ---

B 4.2 ---

4.3 Das ist im Zusammenhang mit Punkt 1.29 zu se-
hen. Dort wird ausgesagt, „dass ein HQ100 grund-
sätzlich auch überschritten werden kann. ...Und es
könnte über einen alternativen Standort (für das
neue Rathaus) nachgedacht werden“! Diese inte-
ressanten Hinweise des Landkreises finden in den
Abwägungsvorschlägen keine Beachtung! Warum
nicht?

A 4.3 Auf die Stellungahme des Landkreises wurde sehr
wohl eingegangen und diese abgewogen (s. Pkt. A
1.29). Daraufhin hat der Landkreis eine neue Stel-
lungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes im
Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB ver-
fasst.

B 4.3 Keine Änderung der Planung.

4.4 Im Abwägungsvorschlag A 1.29 wird auf „die Auf-
schüttung der Fläche hingewiesen, wodurch die
Oberkante des Fußbodens des neuen Rathauses
mit 47,10 über dem HQ100 liegen wird“. Das ist ein
Höhenunterschied zu dem unter 1.28 genannten
Wert von 56 cm.
In der Anlage 4 steht jedoch unter Punkt 1.1 Ver-
anlassung: „Es handelt sich um Aufhöhungen von
bis zu 90 cm“. Das steht deutlich im Widerspruch
zu den zuvor ermittelten 56 cm.
[Die genannten Punkte 1.28 + 1.29 beziehen sich
auf die die Abwägungstabelle zum Beteiligungs-
verfahren gem. § 4(1) BauGB]

A 4.4 Die Aufhöhung ist im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes/im Grundstücksverlauf unterschiedlich.
Sie beträgt bis zu 90 cm. Dies bezieht sich nicht
auf die Differenz zwischen Oberkante Fertigfußbo-
den und HQ 100.
Die Aufschüttung im Bereich des geplanten Rat-
hauses weist voraussichtlich mindestens einen Hö-
henunterschied von 56 cm auf (47,10 m ü. NN
Oberkante Fertigfußboden abzgl. 46,54 m ü. NN
Bemessungswasserstand HQ 100 = 56 cm Diffe-
renz).
Da es sich nicht um einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan handelt, sind diese Angaben nicht
verbindlich und nicht relevant. Sie werden erst im
Rahmen des Bauantrages konkret definiert.

B 4.4 Keine Änderung der Planung.

4.5 Weiterer Einwand zu Punkt A 1.29:
Dort wird darauf hingewiesen, dass „die Re-
tentions-/Abgrabungsflächen in direkter Nähe am
nördlichen Rand des Geltungsbereiches erfolgen“.
Nach Erachten des Einwenders dürfen die Abgra-
bungsmaßnahmen nicht im Bereich des Natur-
schutzgebietes Lachte durchgeführt werden.

A 4.5
Die Verträglichkeit der Retentions-/Abgrabungsflä-
chen zum FFH-/NSG-Gebiet wurde geprüft (s.
FFH-Verträglichkeitsuntersuchung zur Neugestal-
tung Zentrum Lachendorf mit Rathaus, der Be-
gründung als Anlage 3 beigefügt). Hiernach ist das
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(A)
(B)

Vorhaben verträglich mit den Erhaltungszielen des
FFH-Gebietes und damit auch des NSG-Gebietes.

B 4.5 Keine Änderung der Planung.

4.6 Weiterer Einwand zu Punkt 1.5 (Abteilung Natur-
schutz):
Der Landkreis fordert, „dass eine Beeinträchtigung
oder Fällung der Bäume im Planungsraum ausge-
schlossen wird“. Im Abwägungsvorschlag unter A
1.5 steht jedoch u.a., „dass die Bäume nicht zum
Erhalt festgesetzt werden“.
Nach Erachten des Einwenders dürfen Bäume im
Naturschutzgebiet Lachte nicht gefällt werden.

A 4.6 Zu Pkt. 1.5 der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4(1)
BauGB wurde abgewogen:
„Die 4 Eichen sind noch bestehend (Herbst 2023)
und befinden sich im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes. Allerdings ist gem. Baumkontrolle
durch alw eine Eiche (an der Lachte direkt neben
dem bisherigen Bauhofgelände) im Sommer 2023
abgestorben und muss aus Gründen der Gefah-
renabwehr entfernt werden. Die anderen 3 Eichen
können voraussichtlich bestehen bleiben, da sie
sich an den Rändern der Gemeinbedarfsfläche be-
finden. Um aber bei der weiteren Planung flexibel
zu sein, werden die Bäume nicht zum Erhalt fest-
gesetzt. Sofern eine Fällung erforderlich wird, ist
diese unter Beachtung des Artenschutzes auch
ohne offizielle Ersatzpflanzung möglich.
Die Gemeinde ist jedoch bemüht, Bäume zu erhal-
ten und neue zu pflanzen. So soll auch das Plan-
gebiet (wo möglich) begrünt bleiben bzw. begrünt
werden. Im östlich angrenzenden Bereich (nehmen
dem Rathaus) wurden im Herbst 2023 über 20 Ei-
chen neu gepflanzt. Dies wirkt sich ausgleichend
für eventuell erforderlich werdende Fällungen aus.
Die Argumentation wird in der Begründung in Kap.
10.4.1 „Natur- und Artenschutz“ ergänzt.“
Daraufhin hat der Landkreis Celle im Verfahren
gem. § 4 (2) BauGB keine Bedenken mehr zu die-
sem Aspekt geäußert.

B 4.6 Keine Änderung der Planung.


